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Von Rio (1992) bis Baku (2024) – Eckpunkte 
der internationalen Klimafinanzierung

Wenn die Weltgemeinschaft vom 11. bis zum 24. November 2024 in der aserbaidschanischen Hauptstadt Baku zu 

ihrer mittlerweile 29. Weltklimakonferenz (COP29) zusammenkommt, werden die Vertragsstaaten der UN-Klima- 

rahmenkonvention (United Nations Framework Convention on Climate Change, UNFCCC) und des Pariser Überein-

kommens von 2015 vor der vordringlichen Aufgabe stehen, ein neues Mengenziel für die globale Klimafinanzierung 

zu verhandeln – das „New Collective Quantified Goal on Climate Finance“ (NCQG). Diese Verhandlungen beginnen 

nicht „bei null“. Sie stehen auf einem Fundament internationaler Entwicklungen und Beschlüsse, die nicht nur den 

politisch-institutionellen Rahmen für das Verhandlungsgeschehen definieren, sondern auch die Atmosphäre und 

Interessenslagen in den Diskursen vor und auf den Konferenzen prägen. Zum Einstieg seien deshalb einige wichtige 

Beschlüsse und Entwicklungen seit der Geburtsstunde der Klimarahmenkonvention in Rio de Janeiro (1992) voran-

gestellt, die den politischen Verhandlungsrahmen zur internationalen Klimafinanzierung wesentlich bestimmen. 

Das Prinzip der gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortung

Wie unterschiedlich auch immer die Interessen in der internationalen Staatengemeinschaft verteilt sein mögen, es 

gibt einen über Jahrzehnte zunehmend gefestigten Konsens: Die Welt steht mit dem Klimawandel vor einer gewal-

tigen Aufgabe, die nur in einer gemeinsamen Anstrengung aller Staaten gelöst werden kann. Aber nicht alle Staaten 

sind für den Klimawandel gleichermaßen verantwortlich, und nicht alle Staaten haben die gleichen Möglichkeiten, 

um die Herausforderungen des Klimawandels wirksam zu meistern. Mit ihrer berühmten Formel einer „Common 

but Differentiated Responsibility“ (CBDR) legte die Weltgemeinschaft deshalb in der Klimarahmenkonvention von 

1992 (UNFCCC) fest, dass die Industrieländer eine besondere Verantwortung für den Klimawandel tragen und die 

Entwicklungsländer bei Klimaschutz und Klimaanpassung unterstützen müssen.

Im Pariser Übereinkommen von 2015 wurde diese Formel der gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortung 

angepasst, da sich die Kräfteverhältnisse zwischen Industrie- und Entwicklungsländern seit 1992 verändert haben. 

Die Staatengemeinschaft einigte sich in Paris darauf, das CBDR-Prinzip „im Lichte nationaler Umstände“ zu deuten. 

Mit dieser Ergänzung wurde anerkannt, dass die Verantwortung einzelner Staaten für den globalen Klimaschutz im 

Jahr 1992 nicht ein für alle Mal festgeschrieben wurde, sondern dass sich Fähigkeiten und aktuelle Situation eines 

Landes auch dynamisch verändern können. Vormalige Entwicklungsländer wie China oder Südkorea beispielsweise 

sind inzwischen zu führenden Industrienationen aufgestiegen. Staaten wie Brasilien, Indien und Südafrika stehen 

an der Schwelle, die Industrienationen des Westens nicht nur wirtschaftlich, sondern auch bei den CO2-Emissionen 

zu überholen. Gleichzeitig sind Länder wie Bangladesch, Pakistan und die Inselstaaten des Pazifiks durch den fort-

schreitenden Klimawandel inzwischen so in Bedrängnis geraten, dass sie die Folgen von extremen Wetterereig-

nissen und anderen klimabedingten Veränderungen nur noch mit Not bewältigen können.

Die diesjährigen Klimaverhandlungen (COP29) in Baku, Aserbaidschan, stehen nun vor der Herausforderung, für 

diese veränderte und komplexer gewordene Welt eine neue Formel und ein neues Mengenziel für die internationale 

Klimafinanzierung ab dem Jahr 2026 („post-2025“) zu finden. Im Verhandlungsjargon spricht man vom „New Collec-

tive Quantified Goal on Climate Finance“ (NCQG).
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Die internationale Klimafinanzierung in der Kyoto-Phase

Mit dem Kyoto-Protokoll von 1997 hat die internationale Staatengemeinschaft erstmals eine rechtlich bindende 

Begrenzung des Ausstoßes von Treibhausgasen in einem völkerrechtlichen Vertrag verankert. Es basierte auf dem 

Prinzip, dass die Industrieländer (sogenannte „Annex I-Länder“1), die sich zur Begrenzung oder Verringerung ihrer 

Treibhausgasemissionen verpflichtet hatten, auch die volle finanzielle Verantwortung für die Einhaltung der völker-

rechtlich vereinbarten Ziele tragen. Diese Ziele sollten vorrangig durch nationale Maßnahmen erreicht werden, also 

durch Klimaschutzaktivitäten in den „Annex I-Ländern“ selbst. Zusätzlich erlaubte das Kyoto-Protokoll drei flexible 

Mechanismen für die internationale Zusammenarbeit:

1	 Die gemeinsame Umsetzung von Emissionsreduktionen zusammen mit anderen Annex I-Ländern 

(„Joint Implementation“ / JI)

2	 Den Mechanismus für eine umweltverträgliche Entwicklung („Clean Development  Mechanism" / CDM)

3	 Den internationalen Emissionshandel, einen Vorläufer der heutigen Kohlenstoffmärkte.

Für die Entwicklungsländer („Nicht-Annex I-Länder“) waren die Einnahmen aus dem CDM zunächst die bedeu-

tendste internationale Finanzierungsquelle für eigene Klimaschutzaktivitäten. Im Zeitraum zwischen 2008 und 2012 

konnten durch CDM-Projekte Finanzströme für die Nicht-Annex I-Länder von insgesamt ca. 24 Milliarden US-Dollar 

generiert werden (World Bank, 2010). Eine projektbezogene „CDM-Abgabe“ von zwei Prozent brachte in dieser Zeit 

weitere rund 500 Millionen US-Dollar (Fankhauser und Martin, 2010) ein. Diese CDM-Abgaben waren in der  

Kyoto-Phase die wichtigste Einnahmequelle für den 2007 eingerichteten und noch immer existierenden UNFCCC- 

Anpassungsfonds (AF), der bis heute konkrete Anpassungsprojekte und -programme in Entwicklungsländern 

finanziert.

Das 100-Milliarden-Ziel von Kopenhagen und der „Green Climate Fund“

Die klimapolitisch immer wieder heftig diskutierte Finanzzusage für Entwicklungsländer von 100 Milliarden US-

Dollar pro Jahr (siehe Infobox 1 auf S. 9) geht zurück auf die ansonsten gescheiterten Verhandlungen der COP15 in 

Kopenhagen (2009). Der Versuch, in Kopenhagen eine Post-Kyoto-Architektur für den internationalen Klimaschutz 

zu etablieren, endete mit einem Rumpfdokument. Darin enthalten ist die Verpflichtung für 43 einzeln aufgeführte 

„Annex I-Länder“ der UN-Klimarahmenkonvention, ab 2020 jährlich 100 Milliarden US-Dollar für Klimaschutz und 

Klimaanpassung in 155 gelisteten "Nicht-Annex I-Ländern" bereitzustellen (darunter z.B. China und Südkorea).

Auf der Weltklimakonferenz von Cancún (COP16) wurde 2010 dann die Gründung des Grünen Klimafonds (Green 

Climate Fund / GCF) beschlossen, um einen „signifikanten Teil“ dieser 100 Milliarden US-Dollar zu kanalisieren. 

Tatsächlich aber ist der Anteil aller bisher existierenden UNFCCC-Fonds an der internationalen Klimafinanzierung mit 

einem Gesamtvolumen von derzeit ca. 3-4 Milliarden US-Dollar (inkl. GCF) weit von einer signifikanten Rolle ent-

fernt. Der weitaus größte Teil der internationalen Klimafinanzierung wird nicht über Fonds unter dem Dach der 

UNFCCC verwaltet und vergeben, sondern über ein sehr komplexes Geflecht unterschiedlichster Quellen und Finanz-

ströme (siehe Kapitel über globale Finanzströme ab Seite 4).

Bis heute gibt es keine international verbindliche Definition, welche Quellen, Finanzströme und Vergabemodalitäten 

zur Erreichung des 100-Milliarden-Ziels angerechnet werden können und welche nicht.

1	Zur Erläuterung von Annex- und Nicht-Annex-Ländern siehe Infobox 2 auf Seite 13.
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Eckpunkte zur Klimafinanzierung im Pariser Übereinkommen

Im Pariser Übereinkommen von 2015 (COP21) erfährt die Klimafinanzierung weitere wichtige Öffnungsklauseln und 

Präzisierungen – nicht nur den bereits erwähnten Übergang von der Annex I- / Nicht-Annex I-Unterscheidung der 

Klimarahmenkonvention zur allgemeinen Begrifflichkeit von „Industrieländern“ und „Entwicklungsländern“, der als 

Öffnungsklausel für die Aus- und Selbstdifferenzierung der Länder interpretiert werden muss (s.o.). Zwar ändert 

sich mit dem Pariser Übereinkommen die in Kopenhagen vereinbarte Höhe des Finanzierungszieles („Mengenziel“) 

nicht, das Zieljahr für das anvisierte Volumen von 100 Mrd. US-Dollar wird aber bis 2025 ausgedehnt.

Bezogen auf die Instrumente der Klimafinanzierung wird im Pariser Übereinkommen ausgeführt, dass die zur Verfü-

gung gestellten Mittel „aus allen öffentlichen, privaten und alternativen Finanzierungsquellen“ stammen können, 

„die als Investitionen in den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu werten sind.“  Diese Definition ist so allgemein 

und unspezifisch, dass neben internationalen Zahlungen an den Grünen Klimafonds (GCF), den Anpassungsfonds 

und andere UNFCCC-Fonds auch rückzahlbare Darlehen, Exportkredite und letztlich sogar private Schuldverschrei-

bungen oder Eigentumsanteile im Rahmen von Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (Public Private Partnership / 

PPP) darunter verstanden werden. Diese Auslegung ist allerdings nicht unumstritten (siehe Infobox auf Seite 9).

Mit dem Pariser Übereinkommen werden die Länder der OECD verpflichtet, zweijährlich über ihre Beiträge zum 

100-Milliarden-Ziel zu berichten. „Andere Parteien“, darunter Entwicklungsländer im Rahmen der Süd-Süd-Koope-

ration, sind gehalten, solche Berichte auf freiwilliger Basis zu liefern. 

Die insgesamt zur Verfügung gestellten Mittel sollen – dem Gesetzeszweck folgend – zur Finanzierung der „Auf-

gaben unter der UNFCCC und dem Pariser Übereinkommen“ dienen. Dabei betont das Pariser Übereinkommen, dass 

die Klimaanpassung gleichberechtigt mit dem Klimaschutz zu sehen ist, der Finanzierungsanteil für Anpassungs-

maßnahmen daher – ausgehend vom Jahr 2015 – „signifikant erhöht werden“ muss. Dabei wurde der Vorrang  

öffentlicher Mittel für die Anpassungsfinanzierung ausdrücklich in den Gesetzestext eingefügt (Art. 9.4, siehe  

Anhang 1). Gleichzeitig wird im Pariser Abkommen klargestellt, dass durch den Klimawandel eingetretene Verluste 

und Schäden („Loss and Damage“) ebenfalls zu den Aufgaben der internationalen Klimafinanzierung zählen. 

Das Standing Committee on Finance

Ein wichtiger Schritt zur Transparenz in der internationalen Klimafinanzierung wurde bereits 2010 in Cancun (COP16) 

unternommen. Hier wurde ein „Ständiger Finanzausschuss“ (Standing Committee on Finance / SCF) unter dem Dach 

der UNFCCC geschaffen, dessen Auftrag darin besteht, die Klimaverhandlungen in Bezug auf die Finanzierungs- 

mechanismen der Klimarahmenkonvention und des Pariser Übereinkommens zu überwachen und zu bewerten. 

Eines der Mandate des SCF ist die Messung, Berichterstattung und Verifizierung der finanziellen Unterstützungs- 

leistungen der OECD-Länder an die Entwicklungsländer. Dies geschieht im Rahmen von Zweijahresbewertungen 

(Biennial Assessments / BA). Zu den Mandaten des SCF zählt auch die Erstellung eines Gesamtüberblicks über die 

weltweiten Klimafinanzierungsströme, also nicht nur solchen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern, son-

dern auch solchen zwischen Entwicklungsländen („South-South“) sowie innerhalb und zwischen Industrieländern 

(„North-North“). Da es sich um eine offizielle Basis für die Verhandlungen zur internationalen Klimafinanzierung 

handelt, sind die vom SCF erhobenen Daten über Quellen und Finanzströme auch Grundlage für die weiteren Aus-

führungen in den nachfolgenden Kapiteln, sofern keine andere Quelle angegeben ist.
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Der Loss and Damage Fund

Eine weitere wichtige Präzisierung zur Operationalisierung der Finanzierungsmechanismen erfolgte durch den 

Beschluss eines Arbeitsprogramms der UNFCCC zu klimabedingten Verlusten und Schäden (loss and damage) auf 

der COP27 (2022) in Sharm-El-Sheikh. Dort wurde gegen den Widerstand der USA die Einrichtung eines unabhän-

gigen Fonds für Verluste und Schäden (Loss and Damage Fund / LDF) beschlossen. Ein hierfür eingerichteter Über-

gangsausschuss sollte zeitnah („noch vor der COP28“) Lösungen finden, wie der LDF operationalisiert werden kann 

und sich in die bestehenden Finanzierungsmechanismen der UNFCCC und des Pariser Übereinkommens einbettet. 

Auf der COP28 in Dubai wurde dann ein Kompromiss gefunden, der den LDF von den UNFCCC-Fonds trennt. Vorerst 

wird er deshalb für fünf Jahre durch die Weltbank verwaltet. Diese Verortung ist den Ängsten in den USA gegenüber 

einer internationalen Haftung für Klimaschäden geschuldet.

Der Fluss der „Klimagelder“ – Globale Finanzströme und 
internationale Finanzierungshilfen unter dem 
Dach der Klimarahmenkonvention

Die weite, unspezifische Definition der internationalen Klimafinanzierung, wie sie im Pariser Übereinkommen ge-

troffen wurde, stellt das SCF vor drei unterschiedliche Aufgaben:

1	 Die Erfassung und Bewertung der globalen Klimafinanzströme (Global total flows). Dies umfasst sämtliche 

privaten, staatlichen sowie halbstaatlichen Finanzströme, die darauf abzielen, die Netto-Treibhausgasemis-

sionen zu reduzieren und/oder die Widerstandsfähigkeit gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels zu 

verbessern (alle – also grüne und blaue – Bereiche der Abbildung 2). Die Erfassung dieser Finanzflüsse dienen 

in den internationalen Klimaverhandlungen als Maßstab, um die Fortschritte bei der Erfüllung des Art. 2c des 

Pariser Übereinkommens (s. Anhang 1) zu messen, demzufolge „alle Finanzströme zu einer klimaneutralen und 

klimaresilienten Entwicklung beitragen müssen“. 

2	 Die Erfassung und Bewertung der internationalen Klimafinanzhilfen. Diese bezieht nur die multilateralen, bi- 

lateralen und privaten Klimafinanzierungsströme ein, die von den Industrieländern in die Entwicklungsländer 

fließen (grüne Bereiche der Abbildung 2). Die vom SCF erfassten Transferzahlungen gelten im internationalen 

Verhandlungskontext dabei als Maßstab, um die Erfüllung der 100-Milliarden-Zusage von Kopenhagen zu über-

prüfen.

3	 Die Berichterstattung über die UNFCCC-Fonds und ihre Fortentwicklung. Dies umfasst alle von der UNFCCC 

verwalteten Fonds, über deren Größe, Struktur und Verwaltungsregeln die Organe der UNFCCC jeweils in Ein-

zelentscheidungen verfügen können. Die Ausweitung der UNFCCC-Fonds ist stetes politisches Anliegen der 

Entwicklungsländer, insbesondere der 1964 gegründeten Koalition der Länder des Globalen Südens („Gruppe 

der 77“ bzw. „G77“), zu denen unter dem Dach der Vereinten Nationen inzwischen 134 Mitgliedsstaaten zählen, 

darunter auch China.
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Wie verteilen sich die internationalen Klimafinanzströme?

Abbildung 1 zeigt die sektorale Aufteilung der globalen Finanzströme nach den Handlungsfeldern Globale Energie-

wende („Saubere Energiesysteme“), Verkehrswende („Nachhaltiger Transport“), Wärmewende („Gebäude- und 

Infrastruktur“), Industrie sowie andere Klimaschutzsektoren. Gesondert ausgewiesen sind die öffentlichen Finanz-

ströme für die Klimaanpassung („Öffentliche Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen“) sowie für kombinierte 

Klimaschutz- und Klimaanpassungsaktivitäten („Anpassung und Mitigation gemeinsam“).

Das Gesamtbild zeigt, dass die jährlichen Finanzströme für Klimaschutz und Klimaanpassung im Berichtszeitraum 

2019-2022 in Summe deutlich gewachsen sind. Im Zeitraum 2021-2022 lagen die globalen Klimafinanzströme bei 

durchschnittlich 1.268 Milliarden US-Dollar pro Jahr. 

Abbildung 1 offenbart aber auch, wie stark die Finanzmittel für die globale Energiewende in der sektoralen Betrach-

tung dominieren. Mit durchschnittlich 336 bzw. 510 Milliarden US-Dollar waren sie in den letzten Jahren der jeweils 

größte Einzelstrom in der globalen Klimafinanzierung. Wie groß das Übergewicht der Klimaschutzfinanzierung im 

Vergleich zu den Klimaanpassungsfinanzen ist, zeigt sich noch einmal verschärft, wenn zusätzlich zum Energiebe-

reich auch die Finanzströme für die globale Verkehrswende und die globale Wärmewende mitbetrachtet werden. 

Auf diese drei Sektoren entfielen im Jahresdurchschnitt mehr als 85 Prozent aller Klimafinanzströme. Rechnet man 

auch die Sektoren Industrie und andere (Mitigation) hinzu, beträgt der Anteil sogar fast 93 Prozent.

Zwar ist es weltwirtschaftlich folgerichtig und dringend geboten, konsequent in Klimaschutzmaßnahmen zu  

investieren, weil mit stetig steigender Klimaerwärmung auch der Anpassungsbedarf und die Klimafolgen immer 

gewaltiger werden. Politisch steht allerdings die Frage im Raum, ob eine Förderung mit öffentlichen Mitteln in wirtschaft- 

lich lukrativen Sektoren wie dem Energiebereich künftig nicht zielgerichteter erfolgen sollte, um die Vielzahl klima- 

politischer Herausforderungen finanzieren zu können. Aufgrund des bereits weit fortgeschrittenen Klimawandels 

wurde im Pariser Übereinkommen jedenfalls beschlossen, Klimaschutz und Klimaanpassung als gleichrangig wich-

tige Aufgaben perspektivisch auch weitgehend gleichrangig zu finanzieren. 

Abbildung 1
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Aus den internationalen Finanzströmen lässt sich dieser klimapolitische Beschluss gegenwärtig allerdings nicht 

ablesen. Selbst wenn die kombinierten Klimaschutz- und Klimaanpassungsaktivitäten eingerechnet werden – mit 

einem Anteil von nur 7 Prozent liegt die Klimaanpassungsfinanzierung weit entfernt von der im Pariser Überein-

kommen angestrebten Parität der Ausgaben. Dieser sogenannte „Mitigation-Bias“, also die Verzerrung der globalen 

Finanzströme zugunsten des Klimaschutzes, sind das Ergebnis vieler Faktoren. Geberländer zeigen generell eine 

starke Präferenz für die Mittelverwendung im Klimaschutz, weil sie über die Technologien dazu verfügen und diese 

verkaufen, oder weil sie ihrer Wählerbasis kurzfristige klimapolitische Erfolge präsentieren wollen. Zugleich zeigen 

sich zunehmend positive Skaleneffekte und Eigendynamiken bei Klimaschutztechnologien, im Sektor der globalen 

Energiewende zum Beispiel durch bessere Wirksamkeit und sinkende Kosten bei der Nutzung regenerativer Ener-

gien. Maßnahmen zur Klimaanpassung sind dagegen ganz anders beschaffen. Häufig sind sie von lokalen Res-

sourcen abhängig, wirken kleinteilig und langfristig, so dass die öffentliche Förderung kaum zusätzliche privatwirt- 

schaftliche Investitionen „hebeln“ kann.1 Der „Mitigation-Bias“ ist daher strukturell nur schwer und auch nur auf 

lange Sicht zu überwinden.

Über welchen Teil der internationalen Klimafinanzströme wird auf den Weltklimakonferenzen 
verhandelt?

Unterteilt man die globalen Klimafinanzströme in ihre unterschiedlichen Quellen, so lassen sich zwei große Bereiche 

unterscheiden – Finanzströme, die Gegenstand internationaler Klimaverhandlungen sind, und Finanzströme, die auf 

den Weltklimakonferenzen gar nicht verhandelt werden (können), obwohl sie ein gewichtiger Teil der in Abbildung 1 

erfassten, weltweiten Investitionen in Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen sind.

1	Wir danken Susanne Dröge vom Umweltbundesamt und Mitglied im DKK-Vorstand für diesen Hinweis.

Abbildung 2
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In der Abbildung 2 sind deshalb alle Finanzierungsquellen, die vom Grundsatz her zum Gegenstand der internatio-

nalen Klimaverhandlungen zählen, grün hinterlegt. Für die Verhandlungen über die Einhaltung von Finanzhilfezu-

sagen sind dabei prinzipiell alle privaten und öffentlichen Finanzströme relevant, die von den Ländern der OECD 

(„Annex II“) an die Entwicklungsländer fließen – darunter auch die Leistungen von Entwicklungsbanken („Multila-

teral Development Banks“, in der Abbildung „MDB“ abgekürzt) wie der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung (EBWE), der deutschen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) oder – noch gewichtiger – der asiatischen 

Entwicklungsbank „Asian Development Bank“ (ADB) unter der Führung Chinas. Zu den Leistungen von Entwick-

lungsbanken zählen Kapitalbeteiligungen und Kreditvergaben sowie die dadurch zusätzlich mobilisierten privaten 

Finanzströme (die sogenannte „Hebelwirkung“).

Im engsten Verhandlungsinteresse der Entwicklungsländer stehen auf den Weltklimakonferenzen allerdings die 

multilateralen Klimafonds inkl. der UNFCCC-Fonds (in Abbildung 2 abgegrenzt durch eine durchgezogene rote Linie), 

da diese unmittelbar dem Reglement der Klimarahmenkonvention und seiner Organe unterliegen. Auch der „Loss 

and Damage Fund“ (LDF) liegt in diesem engsten Verhandlungsinteresse der Entwicklungsländer, selbst wenn die 

UN-Behörden darauf in den nächsten fünf Jahren nicht unmittelbar zugreifen können, weil er zunächst im Verwal-

tungsreglement der Weltbank verankert wurde. Dennoch ist auch bei dieser verwaltungsmäßigen Verortung klar, 

dass die von den Geberländern zur Verfügung gestellten Mittel für den LDF zur Erfüllung des NCQG angerechnet 

werden können. Sie sind für die klimapolitischen Verhandlungen daher hoch relevant. 

Umstritten in ihrer Relevanz und Anrechenbarkeit auf die internationalen Klimafinanzhilfen sind allerdings rein 

private Finanzströme in die Entwicklungsländer (in Abbildung 2 als „andere private Finanzierungsmittel“ be-

zeichnet), darunter z.B. Schuldverschreibungen oder Kapitalanteile privater Investoren. Definitiv nicht verhandel- 

und anrechenbar sind dagegen öffentliche Klimainvestitionen, die ausschließlich im eigenen Land getätigt werden, 

in Abbildung 2 als „Nationale klimabezogene öffentliche Investitionen“ bezeichnet. Sie gehören deshalb zu den 

blauen Bereichen der Abbildung 2. 

Wie setzen sich die internationalen Klimafinanzhilfen für die Entwicklungsländer zusammen?

Tabelle 1 zeigt die aktuellen Proportionen und Entwicklungen bei den Quellen der internationalen Klimafinanzhilfen:

1	 Die internationalen Klimafinanzierungsströme von den Industrieländern in die Entwicklungsländer stiegen 

2021-2022 im Vergleich zu 2019-2020 um 25 Prozent auf durchschnittlich 111 Milliarden US-Dollar. 

Das 100-Milliarden-Ziel für die Klimafinanzhilfen wird nach dieser Berechnungsmethodik von den OECD-Län-

dern (exakt: von den Annex II-Ländern) inzwischen also erreicht und übererfüllt.

2	 Multilaterale Klimafonds und UNFCCC-Fonds genehmigten in 2021 und 2022 zusammen 4,1 bzw. 3,3 Mrd. 

US-Dollar, tragen also im Durchschnitt weniger als vier Prozent zur Erreichung des 100-Milliarden-Ziels bei.

3	 Die multilateralen Entwicklungsbanken (MDB) stellen mit rund 34-47 Mrd. US-Dollar und den dadurch 

(über die sogenannte „Hebelwirkung“) mobilisierten privaten Mitteln von 9-13 Mrd. US-Dollar dagegen die 

größte Säule für die Finanzierung von Klimaschutz und Klimaanpassung in Entwicklungsländern zur Verfügung. 

Die Sicherung und Verbesserung des Zugangs der Entwicklungsländer zu diesen Finanzströmen wird daher ein 

wichtiges Strukturelement der Verhandlungen in Baku sein.

4	 Über sonstige private Finanzierungsmittel (grün-weiß schraffierter Bereich in Abbildung 2) berichtet das SCF 

nicht. Es erkennt aber an, dass dieser Bereich relevant ist und tendenziell stark wächst. Die unabhängigen Ex-

perten der „International High Level Experts Group“ (IHLEG 2023) gehen davon aus, dass dieser Bereich einen 

wichtigen Beitrag zur Erreichung des zu verhandelnden „New Collective Quantified Goal (NCQG)“ erbringen 

könnte.
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Tabelle 1
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Zusammenfassend zeigt sich, dass die globalen Klimafinanzierungsströme über die Jahre stetig gewachsen sind.

Der Zuwachs ist vor allem durch den Sektor der globalen Energiewende getrieben – auch durch die Eigendynamik 

sinkender Kosten für die Nutzung regenerativer Energien. Stetig gewachsen sind auch die internationalen Klima-

finanzhilfen für Entwicklungsländer, wobei der Anteil, der über multilaterale Klima- und UNFCCC-Fonds bereitge-

stellt wird, vergleichsweise klein ist. Zudem stimmt die Struktur der Mittelvergabe bis heute nicht mit einigen 

vereinbarten Grundsätzen wie der Parität von Klimaschutz und Klimaanpassung überein. Nur unzureichend ge-

klärt ist das Verhältnis der „Loss-and-Damage“-Finanzierung zu den internationalen Finanzzusagen. Diese Struk-

turfragen dürften daher für die anstehenden Verhandlungen in Baku (COP29) von gleichrangiger Bedeutung sein 

wie das neue künftige Mengenziel der internationalen Klimafinanzierung (NCQG), das sogenannte „Quantum“.

Infobox 1
Zur Kontroverse um die Erfüllung des 100-Milliarden Ziels

Die Organisation für wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit (Organisation for Economic Co-opera-

tion and Development / OECD), die die Ausgaben der Geberländer (siehe Anhang 2) seit 2015 verfolgt, gibt 

an, dass das 100-Milliarden-Ziel bis 2021 in jedem Jahr verfehlt wurde. Im Jahr 2022 wurde dieses Ziel 

aber zum ersten Mal übertroffen – prospektiv wird das voraussichtlich auch für die Jahre danach so sein. 

Einige NGOs jedoch halten die Zahlen der OECD für zu hoch gegriffen. So schätzt etwa die internationale 

Hilfsorganisation Oxfam die tatsächliche internationale Klimafinanzierung für 2022 auf gerade einmal 28 

bis 35 Milliarden US-Dollar. Das entspricht weniger als einem Drittel der OECD-Schätzung. Dies liegt 

hauptsächlich daran, dass Oxfam nur reine Zuschüsse oder die Zinsersparnisse zählt, die sich ergeben, 

wenn das Empfängerland ein Darlehen zu einem unter dem Marktzins liegenden Zinssatz in Anspruch 

nehmen kann. Die Höhe der Kreditsumme selbst spielt für Oxfam dagegen keine Rolle. Diese Kritik an der 

Messung internationaler Klimafinanzhilfen durch die OECD ist aus der entwicklungspolitischen Perspek-

tive einer NGO nachvollziehbar, entspricht aber nicht den international vereinbarten, sehr allgemein 

gehaltenen Definitionen im Pariser Übereinkommen. Mit den dort getroffenen Vereinbarungen (s.o.) 

wurde von den Vertragsparteien im Grundsatz entschieden, dass es beim 100-Milliarden-Ziel – etwas 

zugespitzt formuliert – ausschließlich um die Ermöglichung von Investitionen in Klimaschutz und Klima-

anpassung geht, nicht um die Vor- oder Nachteilhaftigkeit eines finanziellen Transfers für ärmere 

Länder.
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Die Weltklimakonferenz von Baku und ihre Bedeutung für 
die internationale Klimapolitik – das „NCQG“ als neues 
Mengenziel der Klimafinanzierung

Die vordringlichste Aufgabe der Weltklimakonferenz von Baku wird die Verhandlung über ein neues globales Men-

genziel für die internationalen Klimafinanzhilfen sein. Das „New Collective Quantitative Goal“ (NCQG) soll gemäß 

Pariser Übereinkommen das 100-Milliarden-Ziel von Kopenhagen als Unterstützungszusage für bedürftige Länder 

ablösen und von den Vertragspartnern spätestens im Jahr 2024, also auf der diesjährigen Weltklimakonferenz in 

Baku, gefunden und beschlossen werden.

Wie stets drehen sich die Konflikte der internationalen Finanzhilfe um die Frage, wie viel Geld an welche Empfän-

gerländer zu welchen Zwecken in welcher Form von welchen Geberländern zu zahlen ist. Um diesen gordischen 

Knoten durchschlagen zu können, müssen grundsätzliche Strukturfragen und Regeln der internationalen Klimafi-

nanzierung neu geklärt werden – insbesondere die konkreten Bestimmungen eines künftigen Verfahrens unter der 

UNFCCC und eine geeignete Methodik, um die Bedürfnisse und Prioritäten der Entwicklungsländer gemäß dem 

Pariser Übereinkommen (vgl. Anhang 1 (53)) angemessen zu berücksichtigen. Bei der Festlegung des 100-Milliar-

den-Ziels hatten solche Grundsatzfragen noch keine Rolle gespielt. Hier orientierte man sich ausschließlich an der 

Bereitschaft der Geberländer, finanzielle Unterstützung in bestimmter Höhe zu leisten („Klingelbeutelprinzip”). 

Dieser eher informelle, angebotsorientierte Mechanismus soll im weiteren Verhandlungsprozess bedarfs- und  

anreizorientierter ausgestaltet werden.

Was aber würde das bedeuten?

Vom Klingelbeutelprinzip zur Bedarfs- und Anreizorientierung

Um den fundamentalen Unterschied zwischen dem jetzigen, angebotsorientierten Klingelbeutelprinzip und einer 

bedarfsorientierteren Festlegung des neu zu vereinbarenden Mengenzieles für die internationale Klimafinanzierung 

(NCQG) zu verdeutlichen, sei ein kurzer Exkurs in die „Mechanik“ des Pariser Übereinkommens vorangestellt.

Nach dem Scheitern der Kyoto-Folgeverhandlungen hat das Pariser Übereinkommen zu einem Paradigmenwechsel 

in den internationalen Klimaverhandlungen geführt. In der Logik des Kyoto-Protokolls waren ratifizierende Staaten 

aufgrund der vorher gewissermaßen „top-down“ vereinbarten internationalen Beschlüsse zu einer prozentualen 

Reduktion von Treibhausgasen verpflichtet. Schon das Kyoto-Protokoll hatten wesentliche Staaten wie die USA und 

lange auch Russland nicht ratifiziert, weil sie sich dieser „Verpflichtungsanordnung“ nicht unterwerfen wollten. 

Kanada hat es 2011 wieder verlassen.

In der Logik des Pariser Übereinkommens werden Emissionsminderungen nicht mehr zentral verpflichtend vorge-

geben, die Länder bestimmen selbst, wie groß ihre Beiträge zu Klimaschutz und Klimaanpassung ausfallen sollen. 

Der „Top-Down-Ansatz“ von Kyoto wurde damit durch einen „Bottom-Up-Ansatz“ ersetzt. Dieser neue Ansatz von 

Paris nimmt nicht mehr nur die Industrieländer in die Pflicht – alle Vertragsstaaten sollen eigene nationale Beiträge 

im Rahmen ihrer jeweiligen Möglichkeiten leisten. 
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Diese eigenen Beiträge der Vertragsstaaten werden im Jargon des Pariser Übereinkommens „Nationally Determined 

Contributions" (NDCs) genannt. Entsprechende Pläne, wie sie ihre national bestimmten Beiträge umsetzen wollen, 

müssen die Länder seit 2020 im Fünfjahresrhythmus vorlegen und über den Stand der Zielerreichung regelmäßig 

Bericht erstatten. Diese Berichte werden im Rahmen des sogenannten „Enhanced Transparency Frameworks“ 

(Transparenzrahmen) international begutachtet und fließen in die ebenfalls im Fünfjahresrhythmus vereinbarte, 

weltweite Bestandsaufnahme „Global Stocktake“ (GST) ein, die Ende 2023 auf der COP28 in Dubai erstmalig präsen-

tiert wurde. Diese Bestandsaufnahme wiederum soll Grundlage für weitere klimapolitische Beschlüsse sein, um die 

Pariser Klimaziele zu erreichen.

Bis Februar 2025 müssen die Vertragsstaaten nach geltendem Zeitplan nun ihre nächsten NDC-Pläne vorlegen, 

damit diese Ende 2025 auf der Weltklimakonferenz im brasilianischen Belém (COP30) ausgewertet und besprochen 

werden können. Die Ergebnisse des „Global Stocktake“ von 2023 sollen dabei berücksichtigt werden. Alle Vertrags-

staaten sind dabei verpflichtet, die Ambitionen ihrer nationalen Beiträge kontinuierlich zu steigern, jedenfalls nicht 

hinter frühere Zielsetzungen zurückzufallen. 

Um eine größtmögliche Kongruenz bei diesen unterschiedlichen Verhandlungsfeldern (NDCs, GST und NCQG) zu 

erreichen, wurde extra ein Sondermodus für die drei Weltklimakonferenzen von Dubai (2023), Baku (2024) und 

Belém in Brasilien (2025) eingeführt. Abweichend von den etablierten Regeln einer Kooperation von aktueller Präsi-

dentschaft und Prä-Präsidentschaft wurden alle drei Präsidentschaften miteinander verknüpft – die aktuelle 

Präsidentschaft Aserbaidschans, die Prä-Präsidentschaft der Vereinigten Arabischen Emirate und die Post-Präsi-

dentschaft Brasiliens. In Dubai (COP28) ist der GST-Prozess begonnen worden, in Baku (COP29) soll der NCQG-Pro-

zess gestartet werden, und in Brasilien (COP30) wird der Prozess der Ambitionssteigerung in den neu vorzulegenden 

NDCs erneut im Zentrum stehen.

Diese „Mechanik“ des Pariser Übereinkommens macht es grundsätzlich möglich, auch die Größenordnung der inter-

national notwendigen Klimafinanzierung anhand der von den Vertragsstaaten vorgelegten, national bestimmten 

NDCs abzuschätzen und dadurch einen bedarfsorientierten „Bottom-up-Prozess“ für die Bestimmung notwendiger 

Finanzmittel zu etablieren. Gleichzeitig könnte sie ein Weg sein, die Bestimmung des NCQG als neues Mengenziel 

für die internationalen Klimafinanzhilfen von der Zahlungsbereitschaft der Gebernationen zu „emanzipieren“.

Das „Standing Committee on Finance“ hat auf Grundlage der 2020 von den Vertragsstaaten vorgelegten NDCs im 

Jahr 2021 seinen ersten „Bedarfsbestimmungsbericht für die Umsetzung der Klimarahmenkonvention und des 

Pariser Übereinkommens in Entwicklungsländern” (kurz: First Needs Determination Report, NDR1) vorgelegt. Dessen 

Ergebnisse sind bei der COP28 in Dubai als „Means of Implementation” in die Globale Bestandsaufnahme einge-

flossen. Im Vorfeld der COP29 in Baku wurde vom SCF nun ein aktuell revidierter, zweiter Bedarfsbestimmungsbe-

richt (NDR2) vorgelegt (SCF 2024b). Für die Bestimmung des „New Collective Quantified Goal on Climate Finance“ 

NCQG-CF auf der COP29 in Baku werden diese Ergebnisse zentrale Eingangsgrößen sein, um zu einer an den Be-

darfen der Empfängerländer orientierten Klimafinanzierung zu gelangen.

Prozessual wird der Weg zu einer Bedarfsorientierung in der Mittelaufbringung weit und in einem einzigen Schritt 

auf der COP29 vielleicht nicht zu schaffen sein. Im Pariser Übereinkommen steht, dass ein neues Finanzierungsziel 

vor dem Jahr 2025, also spätestens auf der diesjährigen COP in Baku, festzulegen ist (vgl. Anhang 1, (53)). Dies muss 

aber kein auf alle Zeiten festgelegter Fixbetrag sein. Wir wissen aus den Beobachtungen des Standing Committee 

on Finance, dass sich die globalen Bedarfe für die Klimafinanzierung dynamisch verändern.

Es spricht daher vieles dafür, das in Baku auf dem Verhandlungsweg festzulegende NCQG in den kommenden 

Jahren regelmäßig zu aktualisieren. Ein 5-Jahres-Zyklus beim Mengenziel würde dem oben dargelegten Rhythmus 

bei der globalen Bestandsaufnahme und der darauf aufbauenden neuen Runde national bestimmter Beiträge 

(NDCs) entsprechen. 
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In einer solchen dynamischen prozessualen Kopplung würde die nächste Diskussionsrunde über das NCQG dann auf 

der COP34 im Jahr 2029 stattfinden und sich danach alle 5 Jahre wiederholen. Die Verhandlungen in Baku könnten 

dabei einen gefestigten Rahmen für die zukünftigen Diskussionsrunden vorbereiten, so dass langwierige Auseinan-

dersetzungen über den Umfang und die Natur des Ziels, die Beitragszahler usw. in künftigen Runden vermieden 

werden. Alle turnusmäßigen Folgeverhandlungen zum NCQG könnten sich in dem Fall auf die jeweilige Aktualisie-

rung der Zahlen konzentrieren.

In welcher Größenordnung aber müsste das neue Mengenziel für die internationale Klimafinanzierung liegen?

Von Milliarden zu Billionen – der Quantensprung zum neuen Mengenziel der internationalen 
Klimafinanzierung

Obwohl die Berichte des Standing Committee on Finance noch Datenlücken und Inkonsistenzen aufweisen, kann 

man auf ihrer Grundlage eine erste, grobe Orientierung bekommen, in welcher Größenordnung die künftigen Be-

darfe in der internationalen Klimafinanzierung liegen werden. In der politischen Öffentlichkeit wird die notwendige 

Steigerung in dem Bild „von Milliarden zu Billionen“ aufgegriffen.

Wie Abbildung 3 verdeutlicht, wurde das 100-Milliarden-Ziel über einige Jahre deutlich verfehlt. Es wurde nach  

den Berechnungsgrundlagen des SCF jedoch inzwischen erreicht, und seit 2015 waren die Klimafinanzhilfen der  

Industrieländer im Umfang deutlich gestiegen – um über 300 Prozent von 36 auf 111 Milliarden.

Abbildung 3
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Bei der Bedarfsschätzung für das neue Finanzierungsziel (NCQG) stehen nun unterschiedliche Milliardenbeträge im 

Raum. Dies liegt auch an unterschiedlichen Methoden der Bedarfsschätzung – je nachdem, ob sie einem Bottom 

Up- oder einem Top Down-Ansatz folgen.

Bottom-up: Beziffert man die Bedarfe der Entwicklungsländer anhand der gemeldeten national bestimmten Bei-

träge (NDCs) zum Pariser Übereinkommen, so liegt ein sich daraus abzuschätzender Gesamtfinanzierungsbedarf bei 

ca. 5.012 - 6.852 Milliarden US-Dollar für den Zeitraum 2025-2030 (SCF 2024b, S.6), also ca. 1.000-1.400 Milliarden 

US-Dollar (= 1-1,4 Billionen US-Dollar) jährlich.

Top-Down: Errechnet man den Bedarf dagegen top-down wie die IHLEG (Independent High-Level Expert Group on 

Climate Finance, 2022), d.h. auf Basis durchschnittlicher Szenarien für die Entwicklungsländer (ohne China), beträgt 

der Bedarf 2.400 Milliarden US-Dollar pro Jahr, wovon 1.000 Milliarden aus internationalen Finanzierungsquellen 

stammen müssten.

Beide, die Bottom-Up- und die Top Down-Schätzung, konvergieren also insoweit, dass mindestens eine Verzehn- 

fachung des bisherigen Ziels von 100 Milliarden US-Dollar pro Jahr auf 1.000 Milliarden US-Dollar pro Jahr begründ- 

bar sind. Dabei ist zu beachten: Diese Bedarfsberechnungen sind nur für Klimaschutz und Klimaanpassung durchge- 

führt worden, d.h. ohne Berücksichtigung des Sonderfonds für Verluste und Schäden (Loss and Damage Fund / LDF).

Fazit: Sollen die Klimaziele des Übereinkommens von Paris eingehalten werden, ist ein Quantensprung in der 

globalen Klimafinanzierung und ein neuer Ansatz für eine tragfähige, internationale Klimafinanz-Architektur 

nötig. Es müssen also Wege gefunden werden, um bei den Finanzhilfen für die Entwicklungsländer in der 

nächsten Hälfte dieser Dekade „von Milliarden zu Billionen“ US-Dollar zu kommen.

Diese Ausgangslage mit dem sich abzeichnenden, enormen Finanzierungsbedarf macht die COP29 daher mitnichten 

zu einer unbedeutenden „Zwischen-COP“ auf dem Weg von Dubai nach Belem. Vielmehr steht die Weltklimakon- 

ferenz in Baku an der Schwelle einer dringend benötigten Wende – der vielleicht größten seit den Beschlüssen von 

Paris in 2015.

Infobox 2
 Annex I-, Annex II- und Nicht-Annex I-Länder

Die im Anhang 2 „Annex II” genannten 24 Vertragsparteien umfassen diejenigen OECD-Länder inkl. der 

EU, die gemäß der Klimarahmenkonvention (UNFCCC) und des Pariser Übereinkommens internationale 

Beitragszahler zum 100-MiIlliarden-Ziel der Klimafinanzhilfe sind. Die Liste der Annex I-Länder ist größer 

(43) und umfasst darüber hinaus auch alle Länder, die Emissionsreduktionspflichten gemäß der UNFCCC 

zu erfüllen haben, darunter hauptsächlich die in den 1990er Jahren so bezeichneten „Länder im Übergang 

zur Marktwirtschaft“, also die ehemaligen sozialistischen Staaten in Osteuropa. Nicht-Annex I-Länder sind 

alle anderen Vertragsparteien der UNFCCC, die keine Emissionsreduktionspflichten und keine Finanzhilfe-

pflichten zu erfüllen haben. Es handelt sich zumeist um Entwicklungsländer mit niedrigem Einkommen. 

Nicht-Annex I-Länder können freiwillig in den Annex I aufgenommen werden, wenn sie ausreichend 

entwickelt sind. Eine solche „Re-Kategorisierung” hat z.B. Kasachstan im Jahr 1999 beantragt. Dieser 

Antrag wurde aber auf politische Intervention der Entwicklungsländer (G77 inkl. China) abgelehnt, weil 

dadurch ein „unerwünschter Präzendenzfall” geschaffen würde. Dieser Vorgang veranschaulicht, wie 

kompliziert die Verhandlungen um eine Verbreiterung der Beitragszahlerbasis („Annex II”) sind. 



14

Die Lasten breiter verteilen – können die Schwellenländer an der Klimafinanzierung stärker 
beteiligt werden?

In der Debatte um neue Wege der internationalen Klimafinanzierung wird die Forderung lauter, dass Schwellen-

länder wie China und Südkorea, Indien und Brasilien oder sogar die Entwicklungsländer im Rahmen der 

Süd-Süd-Kooperation einen Beitrag zur Klimafinanzierung leisten sollten. Eine Studie des renommierten Think 

Tanks „Overseas Development Institute“ (Colenbrander et al., 2023: ODI) offenbart dabei einige überraschende 

Fakten. Die Schwellen- und Entwicklungsländer beteiligen sich demnach bereits heute in erheblichem Umfang an 

der internationalen Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen. So zahlte China im Jahr 2020 mehr als zwei Milli-

arden US-Dollar direkt und indirekt (über Entwicklungsbanken wie die ADB) an Klimainvestitionshilfen an die 

Länder des Globalen Südens (Tsang et al., 2023: E3G); andere G77-Länder steuern ebenfalls dreistellige Millionen- 

beträge bei (vgl. Abbildung 4).

Abbildung 4
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Gemessen an den absoluten Beträgen der Klimafinanzierung liegen die Industrieländer zwar auf den vorderen  

zehn Plätzen – angeführt von Japan, Deutschland, Frankreich und den USA. China liegt jedoch mit 1,2 Milliarden 

US-Dollar an Direktzahlungen bereits auf dem elften Platz. Südkorea liegt mit 786 Millionen US-Dollar auf Platz 16, 

gefolgt von Indien, Brasilien, Russland, Saudi-Arabien, Indonesien, Argentinien, Mexiko und Nigeria in den Top 30 

(vgl. Tabelle im Anhang 2 und Erläuterung in Infobox 2).

Offizielle Zahlen zu diesen Geldflüssen aus den Schwellenländern gibt es nicht, denn nach dem Pariser Überein-

kommen sind nur die Industrieländer der OECD verpflichtet, ihre Geldflüsse in die Entwicklungsländer offenzulegen. 

Die E3G-Studie rechnet Chinas Beteiligung an internationalen Klimafonds (ca. 1 Million US-Dollar) und multilate-

ralen Entwicklungsbanken wie der Weltbank (678 Millionen US-Dollar) zu den direkten Zahlungen hinzu – und 

kommt auf eine Gesamtsumme von knapp über zwei Milliarden US-Dollar (Tsang et al., 2023: E3G). 

Die tatsächlichen Zahlungen würden, so die ODI-Experten, damit eher unterschätzt, da es zum Beispiel keine offi- 

ziellen Daten zur chinesischen „Belt-and-Road-Initiative“ gäbe. Insgesamt wird die gesamte Süd-Süd-Kooperation 

(also nicht nur die Süd-Süd-Kooperation im Bereich der Klimafinanzierung) aus staatlichen Mitteln für das Jahr 2020 

auf rund 3,2 Milliarden US-Dollar geschätzt (Colenbrander et al., 2023: ODI). Die ODI-Zahlen offenbaren ein politi-

sches Dilemma in der UNFCCC-Konstruktion, das sich seit vielen Jahren zäh durch die internationalen Klimaverhand-

lungen zieht. Auch wenn viele Schwellenländer bereits heute zur internationalen Klimafinanzierung beitragen, 

wollen sie dies zumeist nicht im Sinne einer Änderung ihres „Rechtsstatus“ unter der Klimarahmenkonvention ge-

wertet wissen, um damit als inzwischen bedeutende Emittenten von Treibhausgasen „en passant“ auch in eine 

offizielle Mitverpflichtung zu internationalen Klimafinanzhilfen an bedürftige Staaten einzutreten. Sie sind daher 

ebenfalls nicht bereit, ihre Beiträge zur internationalen Klimafinanzierung den für die OECD-Staaten geltenden 

Transparenzregeln des Pariser Übereinkommens zu unterwerfen.

Nur eine Frage der Fairness? Die „Reichensteuer“ im politischen Diskurs zur internationalen 
Klimafinanzierung

Ein Thema der Verhandlungen in Baku wird die weltweit enorme soziale Ungleichheit sein, sowohl zwischen den 

Vertragsstaaten untereinander als auch innerhalb der einzelnen Länder selbst. Wie der Weltklimarat (IPCC) feststellt, 

verursachen die 10 Prozent Haushalte mit dem höchsten Pro-Kopf-Einkommen – d. h. die wohlhabendsten Haus-

halte weltweit – bis zu 48 Prozent der konsumbasierten Treibhausgasemissionen. Die untersten 50 Prozent – das 

sind vier Milliarden Menschen – tragen dagegen nur 12 Prozent bei (Chancel et al. 2024). Diese Zahlen untermauern, 

dass gerade die ärmsten Menschen diejenigen sind, die am wenigsten zum Klimawandel beitragen, zugleich aber 

am stärksten von dessen negativen Folgen betroffen sind. Dieses offensichtliche Ungleichgewicht ist Gegenstand 

einer gesellschaftspolitisch zwingend notwendigen Gerechtigkeitsdebatte und spielt im Ringen um die Lastenver-

teilung einer zukünftigen Klimafinanzierung eine immer größere Rolle. Sehr unterschiedliche Vorschläge und Ideen 

liegen inzwischen auf dem Tisch.

Prominent ist die Forderung nach einer globalen Klima-Vermögenssteuer, die Herausforderungen der wach-

senden Ungleichheit und des Klimawandels gleichzeitig bewältigen könnte. Dieser Vorschlag hatte bereits beim 

Pariser „Climate Finance Summit 2021“ eine Rolle gespielt, ohne dass dort allerdings entschlossene Schritte er-

griffen wurden. Weil – abgesehen von dem Langfrist-Projekt der Einführung eines globalen CO2-Preises – eine 

internationale Steuerreform das mit Abstand größte Potenzial bietet, mehr Geld ins System der weltweiten Klimafi-

nanzierung zu bekommen (siehe Tabelle 2), wird diese Idee in Baku wieder aufgegriffen werden. Das Klimaaktions-

netzwerk „CAN-Europe“ schätzt, dass eine Klima-Vermögenssteuer von nur einem Prozent auf alle Vermögen von 

über 1 Million US-Dollar Steuererträge von über einer Billion US-Dollar pro Jahr ermöglicht (vgl. Tabelle 2). Die Ein-

führung dieser Steuer würde also Finanzmittel generieren, die den Quantensprung ermöglichen könnten, der in 

Baku mit dem NCQG angestrebt wird.
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Steuer- und Abgabenlösungen – wie z.B. eine Sonderabgabe auf die Erschließung fossiler Energiequellen oder 

Abgaben für den internationalen Flug- oder Schiffsverkehr – hätten eine deutlich geringere Dimension. Selbst eine 

Beschränkung der Klima-Vermögenssteuer auf die „Super-Reichen” könnte immerhin noch ein Volumen von über 

250 Milliarden US-Dollar für die Finanzierung von Gemeinschaftsgütern verfügbar machen, wie eine neue Studie 

des renommierten Wirtschaftswissenschaftlers Gabriel Zucman zeigt (Zucman 2024). Die Studie geht von weltweit 

etwa 3.000 Milliardären und einer Mindestabgabe in Höhe von 2 Prozent des Vermögens aus. Indem sie nicht für 

Milliardäre gelten soll, die bereits einen angemessenen Anteil an Einkommenssteuern zahlen, beträfe sie im Zuc-

man’schen Vorschlag wohl vor allem diejenigen, die ihre Vermögen in sogenannten Steueroasen „parken“ oder sie 

einem fairen gesellschaftlichen Lastenausgleich bisher auf anderen Wegen weitgehend entziehen. 

Tabelle 2

Eine solche Maßnahme würde auch zu mehr Effizienz des globalen Steuersystems und zu mehr Steuergerechtigkeit 

beitragen. Aktuelle Schlupflöcher im System ermöglichen es sehr Wohlhabenden, ihre Einkommenssteuern auf nahe 

Null zu minimieren. Milliardäre, die global tätig sind, zahlen oft nur weniger als 0,5 Prozent ihres Vermögens an 

persönlicher Einkommensteuer, erzielen aber inflationsbereinigte Nettorenditen aus diesen Vermögen von durch-

schnittlich 7,5 Prozent (Zucman 2024, S.21). Eine koordinierte globale Mindestabgabe für Milliardäre wäre insoweit 

ein bedeutender Schritt in Richtung sozialer Gerechtigkeit und größerem Vertrauen in die Wirksamkeit der steuer- 

lichen Umverteilungspolitik. 
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Zudem würde sie dringend benötigte Einnahmen für die Regierungen schaffen, um in öffentliche Güter wie das 

Klima und klimaneutrale Infrastruktur zu investieren – wovon letztlich alle profitieren, einschließlich der 

Superreichen.

In diesem Sinne hat Brasilien jetzt einen Vorschlag für eine globale Mindeststeuer für Milliardäre an den Verhand-

lungstisch der wichtigsten Volkswirtschaften der Welt (G20) gebracht, der von Südafrika, Spanien und Deutschland 

unterstützt wird. Diese Steuer wäre im Rahmen der G20 eine wichtige Ergänzung zu der beschlossenen Einführung 

einer Mindestkörperschaftssteuer von 15 Prozent für multinationale Unternehmen. Natürlich gibt es Bedenken, dass 

Milliardäre ihr Vermögen in Niedrigsteuerländer verlagern könnten, um der Abgabe zu entgehen. Daher ist es 

wichtig, dass eine solche Steuerreform zunächst auf die Agenda der G20 gesetzt wird. Internationale Zusammen- 

arbeit und globale Vereinbarungen werden entscheidend sein, um die Wirksamkeit einer solchen „Superreichen- 

Steuer“ sicherzustellen. Was die internationale Gemeinschaft mit der globalen Mindeststeuer für multinationale 

Unternehmen erreicht hat, sollte prinzipiell aber auch für Milliardäre politisch umsetzbar sein.

Vor dem Pariser Gipfeltreffen für einen neuen Finanzierungspakt („Summit for A New Global Financing Pact“) im 

Juni 2023 haben sich mehr als 150 Ökonomen dafür ausgesprochen, die benötigten Mittel für den Klimaschutz aus 

der Besteuerung von fossilen Energien, illegitimen Schulden und Vermögenserträgen so umzuleiten, dass sie der 

Bewältigung der vielfältigen globalen Krisen dienen. 

Noch ist die Forderung nach einer Vermögensbesteuerung überwiegend mit dem Ziel der Eindämmung sozialer 

Ungleichheit verbunden und selten explizit mit dem Thema „Klimagerechtigkeit“. Derzeit erstrecken sich die Vorstel-

lungen zur Verwendung der potenziellen Einnahmen aus einer „Reichensteuer“ daher auf viele Politikbereiche und 

keinesfalls nur auf Klimafinanzierung. Es bedarf daher eines stärkeren Bewusstseins für die Tatsache, dass die 

enorme Akkumulation von Reichtum nicht nur zu wachsender sozialer Ungleichheit, sondern auch in einem über-

proportionalen Ausmaß zum Verbrauch natürlicher Ressourcen führt und damit u. a. den Klimawandel weiter ver-

stärkt. Eine stärkere Verknüpfung der „Reichensteuer“ im Sinne einer „Klima-Vermögenssteuer“ wäre daher wichtig, 

damit sie zum nötigen Quantensprung in der internationalen Klimafinanzierung auch effektiv zielführend beitragen 

kann.
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Fazit

Ausblick auf Baku

Die schiere Differenz zwischen dem 100 Milliarden-Ziel des Pariser Übereinkommens und dem rechnerischen Kli-

mafinanzierungsbedarf der Entwicklungsländer ( je nach Berechnungsmethode bis zu 2400 Milliarden US-Dollar pro 

Jahr) macht deutlich, dass für das neue, kollektive Mengenziel (NCQG) eine andere Lösung gefunden werden muss 

als eine schlichte Vervielfachung des bisherigen Mengenziels. Allein die im Pariser Übereinkommen vereinbarte 

Parität von Klimaschutz- und Klimaanpassungsfinanzierung verlangt größere Anstrengungen als eine pauschale 

Steigerungsrate verfügbarer Mittel. Ein Mengenziel für den „Loss and Damage Fund“ (LDF) muss ohnehin erst noch 

definiert werden. Dies und andere Sonderziele – wie die Priorisierung der Inselstaaten beim Ausgleich von Klima-

schäden und Verlusten – können nur in einem mehrdimensionalen Verhandlungspaket gefunden werden, das nicht 

allein das NCQG zum Verhandlungsgegenstand hat.

Eine entscheidende Aufgabe in Baku wird sein, die im Pariser Übereinkommen angelegte Aus- und Selbstdifferen-

zierung der Industrie- und der Entwicklungsländer für eine Verbreiterung der Beitragszahlerbasis und die Erschlie-

ßung alternativer Quellen bei der internationalen Klimafinanzierung zu mobilisieren. Dieses gleicht einer 

„tektonischen“ Veränderung im internationalen Verhandlungsgeschehen. Denn auch wenn viele Schwellenländer 

bereits heute aktiv zur internationalen Klimafinanzierung beitragen, wollen sie dies zumeist nicht im Sinne einer 

Änderung ihres Rechtsstatus unter der Klimarahmenkonvention gewertet wissen. Sie sind daher auch nicht bereit, 

ihre Beiträge zur internationalen Klimafinanzierung den Transparenzregeln des Pariser Übereinkommens zu unter-

werfen. Hier ist große Diplomatie à la Paris gefragt. Ob diese unter der international unerfahrenen Präsidentschaft 

von Aserbaidschan erreicht werden kann, scheint derzeit kaum realistisch. 

Die schwache Resonanz auf dem Petersberg-Dialog und bei anderen Ministertreffen im Vorfeld der diesjährigen 

Weltklimakonferenz lassen wenig hoffen. Das geplante zweitägige High-Level-Treffen auf der COP29 selbst wird, 

wie in den allermeisten Jahren zuvor, bereits unter dem Druck des aktuellen Geschehens auf der COP stehen. Eine 

tiefgreifende Neuordnung der Finanzierungsmechanismen der UNFCCC, die eigentlich dringend nötig wäre, er-

scheint zu diesem Zeitpunkt deshalb ebenfalls fraglich. Um die absehbar komplizierten Verhandlungen im Vorfeld 

der COP29 doch noch einem Beschluss zuzuführen, zielen die Verhandlungen langfristig auf ein mehrstufiges Ver-

fahren und einer Reform des Finanzierungssystems in kleineren Schritten. Ein solches Verfahren hätte den Vorteil, 

dass es an den Fünfjahres-Turnus der globalen Bestandsaufnahme („Global Stocktake“) und an den Prozess der 

Ambitionserhöhung mit neuen national bestimmten Beiträgen der Vertragsstaaten (NDCs) gekoppelt werden 

könnte, die ebenfalls alle fünf Jahre vorzulegen sind.

Aktuell sieht es bei der Festlegung des neuen globalen Mengenziels für die internationale Klimafinanzierung eher 

nach einer Ad-hoc-Lösung aus. Im Vorfeld von Baku kristallisieren sich bereits einige grundsätzlich verschiedene 

Verhandlungspositionen heraus, mit denen Länderkonsortien zur COP29 reisen werden. Hierzu einige Beispiele aus 

dem Kanon der verschiedenen Vorschläge:

•• 	Während die EU-Staaten auf eine Ausweitung der Beitragsparteien und die Nutzung innovativer Finanzierungs-

quellen wie die Kohlenstoffbepreisung drängen, fordern die afrikanischen Staaten von den Industrieländern 

– ohne ihre Berechnungsgrundlagen offen zu legen – bis 2030 direkte Zuschüsse in Höhe von 1.300 Milliarden 

US-Dollar pro Jahr zu den Klimamaßnahmen der Entwicklungsländer.

•• 	Die arabischen Staaten wiederum beschränken diese Forderung auf 441 Milliarden US-Dollar aus öffentlichen 

Mitteln, die allerdings auch Kreditlinien zu Vorzugsbedingungen umfassen sollen. 
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•• Die „Like-minded Developing Countries“ um China und Indien verlangen hingegen, dass die westlichen Staaten 

von 2025 bis 2030 jährlich mindestens eine Billion US-Dollar bereitstellen, lehnen eine Erweiterung des Kreises 

der Geldgeber auf Schwellenländer aber ab.

•• 	Die USA unterstützen die Forderung nach „deutlich über einer Billion US-Dollar pro Jahr“, möchten jedoch sämt-

liche privaten wie öffentlichen Investitionen dafür anrechnen lassen.

•• 	Gastgeber Aserbaidschan hatte Ende Mai dieses Jahres einen „Nord-Süd-Finanzmechanismus“ ins Gespräch 

gebracht, der durch eine Abgabe auf die Produktion von fossilen Brennstoffen finanziert werden sollte. Dieser 

Vorstoß wurde jedoch kurz darauf wieder zurückgezogen – auf Druck der Golfstaaten, wie es heißt (Abnett 2024). 

•• 	Die Vorschläge mehrerer Thinktanks und NGOs (z.B. Colenbrander et al. 2022) für eine „gerechte Aufteilung“ der 

Beiträge zum NCQG haben dagegen – mit Ausnahme in der Schweizer Position – keine Berücksichtigung in den 

schriftlichen Einreichungen der Verhandlungsparteien gefunden. Sie scheinen zu wenig mit den Organen und 

offiziellen Verhandlungsprozessen der COP verknüpft.

Unmittelbar vor der Weltklimakonferenz von Baku sieht es also eher danach aus, als würde das neue Globalziel der 

Klimafinanzierung nach dem bereits oft praktizierten Verfahren eines „Kuhhandels“ zwischen Geber- und Nehmer- 

Interessen gefunden werden, nicht aufgrund einer neuen, systematischen Architektur für eine globale Klima- 

finanzierung entlang dynamisch steigender Mittelbedarfe. Aufgrund der enormen Interessensunterschiede unter 

den Vertragsstaaten und der schieren Dimension der künftig notwendigen Finanzmittel ist aber auch ein Scheitern 

nicht gänzlich ausgeschlossen. Wobei allen Verhandlungsdelegationen klar sein dürfte, dass gescheiterte Verhand-

lungen in Baku die diskutierten und auch ganz offensichtlich vorhandenen Probleme in der globalen Klimafinanzie-

rung allenfalls in die Zukunft verschieben, aber keinesfalls aufheben würden.

Kernbotschaften

1	 Vorrangige Aufgabe der Weltklimakonferenz von Baku (COP29) ist die Verhandlung eines neuen Mengenziels für 

die globale Klimafinanzierung, das „New Collective Quantified Goal on Climate Finance“ (NCQG). Bisher wurden 

Finanzierungsziele im Wesentlichen entlang der Zahlungsbereitschaft von Geberländern im Sinne eines „Klingel-

beutelprinzips“, also angebotsorientiert, verhandelt. Mit dem NCQG soll ein Systemwechsel angestrebt und ein 

neues Finanzierungsziel entlang tatsächlicher, transparent nachvollziehbarer Bedarfe aufseiten der Empfänger-

länder gefunden werden.

2	 Im Pariser Übereinkommen ist eine Mechanik mit regelmäßig zu aktualisierenden, national bestimmten Beiträ-

gen der Vertragsstaaten angelegt, den „Nationally Determined Contributions“ (NDCs). Diese bietet im Verbund 

mit den Regelungen zu Transparenz und Ambitionssteigerung sowie den Analysen des „Standing Committee on 

Finance“ (SCF) einen geeigneten Rahmen, um das bisher praktizierte „Klingelbeutelprinzip“ der Klimafinanz- 

hilfen durch einen bedarfsorientierten Ansatz zu ersetzen.

3	 Eine Orientierung der Klimafinanzhilfen1 an den Finanzierungsbedarfen der von den einzelnen Vertragsstaaten 

jeweils angekündigten national bestimmten Beiträgen (NDCs) könnte gleichzeitig der Tatsache gerecht werden, 

dass sich die globalen Herausforderungen im Laufe der Zeit und mit zunehmendem Klimawandel dynamisch 

verändern.

4	 Derzeit stehen unterschiedliche Abschätzungen zu den globalen Finanzierungsbedarfen zur Verfügung, auch die 

Verhandlungspositionen verschiedener Länderkonsortien zum NCQG unterscheiden sich deutlich. Wie unter-

schiedlich die Schätzungen und Verhandlungspositionen auch immer sein mögen – für die zweite Hälfte dieser 

Dekade (2025 – 2030) steht der globalen Staatengemeinschaft ein Quantensprung von Milliarden zu Billionen 

US-Dollar an aufzubringenden Klimafinanzhilfen bevor.

1 „Unter Finanzhilfen verstehen wir alle multilateralen, bilateralen und privaten Klimafinanzierungsströme, die von den Industrieländern in die Entwicklungsländer fließen  

(siehe Kapitel „Der Fluss der Klimagelder“, S. XX ff.). Der Begriff "Klimafinanzhilfe" ist also nicht im Sinne von Hilfsgaben ("Aid") oder Wohltätigkeitszahlungen ("Charity") zu verstehen.“
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5	 Bei den Verhandlungen über eine neues Mengenziel ist zu berücksichtigen, dass die im Pariser Übereinkommen 

vereinbarte Ausgabenparität von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen und eine problemadäquate 

Finanzausstattung des „Loss and Damage Fund“ (LDF) nicht annähernd erreicht ist. Dies zeigen die aktuellen 

Analysen internationaler Klimafinanzströme durch das Standing Committee on Finance (SCF) deutlich. 

6	 Das Ziel einer Parität von Klimaschutz- und Klimaanpassungsfinanzierung sowie andere Sonderziele im globalen 

klimapolitischen Regelwerk – zum Beispiel die Priorisierung der Inselstaaten bei der Bewältigung von Verlusten 

und Schäden – lassen sich nur mit einem Verhandlungspaket erreichen, das nicht allein ein neues Mengenziel 

findet, sondern auch die Struktur der Vergabe neu definiert

7	 Vor diesem Hintergrund spricht vieles dafür, das in Baku festzulegende NCQG nicht „ein für alle Mal“ festzule-

gen, sondern es in den kommenden Jahren regelmäßig zu aktualisieren. Ein 5-Jahres-Zyklus beim Mengenziel 

entspräche dem Rhythmus der globalen Bestandsaufnahme „Global Stocktake“ (GST) und dem Ziel einer kon-

tinuierlichen Ambitionserhöhung bei den NDCs, den ebenfalls alle fünf Jahre neu festzulegenden, national be-

stimmten Beiträgen aller Vertragsstaaten, um die Ziele des Pariser Übereinkommens zu erreichen. 

8	 Angesichts des erforderlichen Quantensprungs im globalen System der Klimafinanzierung wird die Frage einer 

gerechteren Lastenteilung auch eine zentrale Rolle bei der COP29 spielen. Auf die Verhandlungen in Baku wird 

deshalb die schwierige Aufgabe zukommen, eine mit dem Pariser Übereinkommen kompatible Formel für die 

Verbreiterung der Beitragszahlerbasis zu den Fonds der internationalen Klimafinanzierung zu finden.

9	 Aus der deutlich überproportionalen (Über-)Nutzung ökologischer Ressourcen durch weltweit nur wenige Wohl-

habende wird unter Gerechtigkeitsaspekten die Forderung nach mehr Verantwortungsübernahme dieser Gruppe 

im politischen Diskurs immer bedeutender. Eine globale Besteuerung (Klima-Vermögenssteuer, (Super-)Rei-

chensteuer) könnte dafür sorgen, die wachsende Ungleichheit einzudämmen und dringend benötigte Mittel für 

die globale Klimafinanzierung bereitzustellen.

10	 Bei der Diskussion um eine globale Klima-Vermögenssteuer ist allerdings zu berücksichtigen, dass diese funda-

mentale Veränderung der internationalen Besteuerung nur im Konzert der G20 möglich wäre. Regulativ müsste 

gleichzeitig sichergestellt sein, dass die potenziell großen Einnahmen aus einer „(Super)Reichen-Steuer“ nicht 

beliebig auf vielfältigste Politikfelder verteilt, sondern durch entsprechende Bestimmungen zielgerichtet und 

effektiv für klimapolitisch wirksame Maßnahmen eingesetzt werden. Anderenfalls wird sie die vielfach erhoffte 

Wirkung für den notwendigen Quantensprung in der globalen Klimafinanzierung kaum erzielen können.
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Abkürzungsverzeichnis
ADB	 Asian Development Bank (Asiatische Entwicklungsbank)

AF	 Adaptation Fund (Anpassungsfonds)

BA	 Biennial Assessment (Zweijährliche Bewertung)

CBDR-RC	 Common but Differentiated Responsibility and Respective Capabilities („Prinzip der gemeinsamen, aber 
	 unterschiedlichen Verantwortung und entsprechenden Fähigkeiten“)

CDM	 Clean Development Mechanism (Mechanismus für eine umweltverträgliche Entwicklung)

COP	 Conference of the Parties (Vertragsstaatenkonferenz)

CPI	 Climate Policy Initiative

GCF	 Green Climate Fund (Grüner Klimafonds)

GEF	 Global Environment Facility (Globale Umweltfaszilität)

GST	 Global Stocktake (Globale Bestandsaufnahme)

CAO	 International Civil Aviation Organization (Internationale Luftfahrtorganisation)

IHLEG	 International High Level Experts Group 

IMO	 International Maritime Organization (Internationale Schifffahrtsorganisation)

IPCC	 Intergovernmental Panel on Climate Change (Weltklimarat)

JI	 Joint Implementation 

LDF	 Loss and Damage Fund (Fonds für Verluste und Schäden)

MDB	 Multilateral Development Bank (Multilaterale Entwicklungsbanken)

NCQG	 New Collective Quantified Goal on Climate Finance (Neues kollektives Mengenziel für die internationale 
	 Klimafinanzierung)

NDC(s)	 Nationally Determined Contribution(s) (National bestimmte Beiträge)

NDR	 Needs Determination Report (Bedarfsabschätzung)

OECD	 Organisation for Economic Co-operation and Development (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
	 und Entwicklung)

PA	 Paris Agreement (Übereinkommen von Paris) 

SCF	 Standing Committee on Finance (Ständiger Finanzausschuss)

SIDS	 Small Island Developing States (Kleine Inselentwicklungsländer)

UNCTAD	 United Nations Department of Commerce and Trade (UN-Welthandels- und Entwicklungskonferenz)

UNFCCC	 United Nations Framework Convention on Climate Change (UN-Klimarahmenkonvention)

WEF	 World Economic Forum (Weltwirtschaftsforum)
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Anhang

Anhang 1: Eckpunkte des Pariser Übereinkommens zur Klimafinanzierung

Article 2

This Agreement, in enhancing the implementation of the Convention, including its objective, aims to 

strengthen the global response to the threat of climate change, in the context of sustainable development 

and efforts to eradicate poverty, including by ... c) Making finance flows consistent with a pathway towards 

low greenhouse gas emissions and climate-resilient development. 

Article 9

1. Developed country Parties shall provide financial resources to assist developing country Parties with 

respect to both mitigation and adaptation in continuation of their existing obligations under the Convention.

2. Other Parties are encouraged to provide or continue to provide such support voluntarily.

3. As part of a global effort, developed country Parties should continue to take the lead in mobilizing climate 

finance from a wide variety of sources, instruments and channels, noting the significant role of public 

funds, through a variety of actions, including supporting country-driven strategies, and taking into account 

the needs and priorities of developing country Parties. Such mobilization of climate finance should represent 

a progression beyond previous efforts.

4. The provision of scaled-up financial resources should aim to achieve a balance between adaptation and 

mitigation, … considering the need for public and grant-based resources for adaptation.

Decision 1/CP.21 
(FCCC/CP/2015/10/Add.1) 

Adoption of the Paris Agreement

The Conference of the Parties, … 

(114) Resolves to enhance the provision of urgent and adequate finance, technology and capacity-building 

support by developed country Parties in order to enhance the level of ambition of pre-2020 action by Parties, 

and in this regard strongly urges developed country Parties to scale up their level of financial support, with a  

concrete road map to achieve the goal of jointly providing USD 100 billion annually by 2020 for mitigation 

and adaptation while significantly increasing adaptation finance from current levels and to further provide 

appropriate technology and capacity-building support.

(53) Also decides that, in accordance with Article 9, paragraph 3, of the Agreement, developed countries 

intend to continue their existing collective mobilization goal through 2025 in the context of meaningful 

mitigation actions and transparency on implementation; prior to 2025 the Conference of the Parties serving 

as the meeting of the Parties to the Paris Agreement shall set a new collective quantified goal from a floor 

of USD 100 billion per year, taking into account the needs and priorities of developing countries.
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Anhang 2:
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